
ZEHN JAHRE "MEMORANDUM" 

Rezension von: Memorandum '87, Am 
Beginn des Abschwungs: Mit 

Arbeitszeitverkürzung und 
Umweltprogrammen gegen die Krise, 

Pahl-Rugenstein Verlag, 
Köln 1 987, 321  Seiten, DM 14,80. 

Im Jahr 1978 hat die Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik, der 
Wissenschafter aus Forschungsinsti­
tuten, Universitäten und Gewerk­
schaft in der BRD angehören, das er­
ste Gegengutachten (in Langfassung) 
zum alljährlichen wirtschaftspoliti­
schen Gutachten des bekannt konser­
vativen Sachverständigenrates publi­
ziert. Darin werden bereits, wie in 
allen nachfolgenden Memoranden, 
"Alternativen der Wirtschaftspolitik" 
dargelegt und deren Einlösung mit 
Unterstützung durch eine Unter­
schriftensammlung aus dem Gewerk­
schafts- und Wissenschaftsbereich ge­
fordert. 

Es stellt sich daher zunächst einmal 
die Frage nach der Einordnung bzw. 
besonderen Bedeutung des Memoran­
dum '87 in einer zehnjährigen Liste 
von Memoranden, die allesamt eine 
andere Wirtschaftspolitik forderten. 
Die Antwort darauf erfährt der Leser 
allerdings erst auf S. 158: "Die Aufga­
be unserer Memoranden kann aller­
dings nicht darin bestehen, in jedem 
Jahr den Gesamtzusammenhang einer 
alternativen Wirtschaftspolitik erneut 
vollständig abzuleiten." Es geht daher 
im Memorandum '87 vielmehr um ei­
ne Konkretisierung der Maßnahmen, 
die diese alternative Wirtschaftspoli­
tik ausmachen, sowie deren gesamt­
wirtschaftliche Wirkung. Wie in den 
anderen Memoranden wird jedoch zu­
nächst die gesamtwirtschaftliche Si­
tuation dargestellt, wobei einzelne Be-

reiche der wirtschaftlichen und sozia­
len Entwicklung beispielhaft genauer 
untersucht werden (Neue Armut, Um­
verteilung nach oben). 

Die auf einem hohen Niveau stabili­
sierte Arbeitslosigkeit (2,2 Millionen 
Personen, mit "stiller Reserve" 
3 ,4 Millionen) und ihre sozialen Fol­
gen sind der Ausgangspunkt dieser 
Untersuchung. Dabei erscheinen mir 
- immer auf der Suche nach Paralelien 
zur Österreichischen Situation - be­
sonders zwei Diskussionspunkte er­
wähnenswert, mit denen man sich in 
den nächsten Jahren auch bei uns 
beschäftigen wird: 
- Die in der BRD von den Arbeitge­

berverbänden vertretene These vom 
Facharbeitermangel, die diese nach 
Darstellung des Memorandums nur 
durch eine Ausgrenzung verschie­
dener Gruppen aus dem Aggregat 
der arbeitssuchenden Facharbeiter 
aufrechterhalten können. In diesem 
Punkt gelingt meiner Ansicht nach 
die Entlarvung als Legende und die 
Untermauerung der These, daß die 
gesamtwirtschaftliche Lage die Be­
schäftigungssituation bestimmt 
(Nachfragemangel statt Facharbei­
termangel). 

- Die Diagnose einer Strukturverzer­
rung durch die Exportorientierung 
der BRD in den letzten Jahren. 
Dies erscheint mir deshalb interes-

sant, da in Österreich Strukturschwä­
che immer in Zusammenhang mit zu 
geringen Exportfolgen bzw. Erfolgen 
in schrumpfenden Branchen festge­
stellt wird. Das Argument der Memo­
randengruppe bezieht sich jedoch auf 
eine Situation, die in der Österrei­
chischen Diskussion als wünschens­
werte Entwicklung für die nächsten 
Jahre angesehen wird. Der BRD ist es 
gelungen, in den wertschöpfungsin­
tensiven Investitionsgüterindustrien 
(Maschinenbau, Fahrzeuge) eine enor­
me Ausweitung der Produktion für 
den Export und der Kapazitäten zu 
erreichen, während der Grundstoffbe­
reich schrumpfte. Das führte dazu, 
daß diese Industrien durch inländi-
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sehe Nachfrage nur noch eine ca. 
60prozentige Auslastung ihrer Kapazi­
täten erreichen können und somit 
stark von der Exportnachfrage abhän­
gig sind. Diese Situation wird aus fol­
genden Gründen als Strukturverzer­
rung dargestellt. 

Mit Nachlassen bzw. Zuendegehen 
des Exportaufschwunges der letzten 
vier Jahre stellt sich das Problem, 
welche inländische Nachfragegröße 
die Exporte substituieren kann. Das 
kann prinzipiell nur dann der Fall 
sein, wenn dadurch die Nachfrage 
nach Investitionsgütern weiter hoch 
bleibt und die Minderauslastung in 
den Investitionsgüterindustrien auf­
gefangen wird. Der inländische Kon­
sum wird einerseits für die nächsten 
Jahre nicht als expansiv eingeschätzt, 
käme aber auch aufgrund der gerin­
gen "Investitionsintensität" als Lö­
sung nicht in Betracht. Die Struktur­
verzerrung wird jedoch als so stark 
eingeschätzt, daß auch öffentliche Be­
schäftigungsprogramme, die binnen­
wirtschaftlich orientiert sind, eine Un­
terauslastung nicht verhindern könn­
ten. Dies veranlaßt die Memorandum­
gruppe dazu, ein nachfrage- und ange­
botsorientiertes Beschäftigungspro­
gramm zu fordern; eine "qualitative 
Wachstumspolitik, die ihren Schwer­
punkt auf die Umstrukturierung des 
gesamtwirtschaftlichen Produktions­
apparates nach Maßgabe eines bin­
nenmarktorientierten, ökologisch und 
sozial ausgerichteten Wachstumstyps 
legt." 

Deswegen bereits von Strukturver­
zerrung aufgrund von Exporterfolgen 
in den Investitionsgüterindustrien zu 
sprechen, erscheint mir leicht überzo­
gen, geht es doch im wesentlichen nur 
um eine Abstimmung zwischen bin­
nenmarktorientierten Beschäfti­
gungsprogrammen und Exportnach­
frage. Es ist ja auch denkbar, daß 
Beschäftigungsprogramme zu Innova­
tionen z. B. in der Umwelttechnik füh­
ren, die sich wiederum positiv in ei­
nem Anstieg der Exportnachfrage 
auswirken. 
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Den Kernteil des Memorandums 
stellt jedenfalls die Konkretisierung 
der Alternativen dar. An erster Stelle 
steht dabei nicht wie im Titel die Ar­
beitszeitverkürzung, sondern eine 
"umweltpolitische Offensive", die Be­
schäftigungsprogramme in den Be­
reichen Luftreinhaltung, Gewässer­
und Bodenschutz und Lärmbekämp­
fung beinhaltet. So erfreulich es ist, 
daß sich die Gewerkschaften in einer 
derart detaillierten · Untersuchungs­
weise mit umweltpolitischen Fragen 
auseinandersetzen, erscheint mir doch 
der implizite Ausgangspunkt dieses 
Konzeptes problematisch. Es wird 
versucht, durch die sich aufdrängende 
Verknüpfung von ökologischer und 
ökonomischer Krise zu einer "Ge­
samtlösung" für beides zu kommen, 
die vereinfacht heißt: "Beschäftigung 
schaffen im Umweltschutz". Dabei be­
steht die Gefahr, daß die Umweltpoli­
tik als Ziel teilweise verfehlt wird, da 
gewisse "umweltpolitische Program­
me" höhere Beschäftigungseffekte ha­
ben. Das wird ganz deutlich bei der 
Abschätzung des kommunalen Inve­
stitionsbedarfes aus Umweltschutz­
gründen, den die Memorandumsgrup­
pe vornimmt: "Der Bedarf an zusätzli­
chen kommunalen Investitionen liegt 
daher eher bei 70 Milliarden DM jähr­
lich, und insbesondere im Umweltbe­
reich vergrößert sich dieser Finanzbe­
darf aufgrund der weiteren Umwelt­
zerstörung ständig" (S. 1 59). 

Zynisch interpretiert könnte das 
heißen: Hoffentlich ist die Umweltzer­
störung in den nächsten Jahren groß 
genug, damit wir die für Vollbeschäfti­
gung nötigen Investitionsprogramme 
durchführen können. 

Man muß zwar fairerweise anmer­
ken, daß sich auch zahlreiche Maß­
nahmen in den darauf folgenden öko­
logischen Sofortprogrammen finden, 
die in erster Linie umweltpolitisch 
konzipiert sind, dabei fehlt aber -
wenn schon keine Abschätzung - eine 
Erwähnung der negativen Beschäfti­
gungseffekte, die damit verbunden 
wären. Das betrifft z. B. Emissions-



steuern (SOs, NOx-Abgabe), die von 
Exporteuren u. U. nicht überwälzt 
werden können sowie eine langfristige 
Reduktion des Straßenverkehrs, die 
die Auslastung der Automobilbranche 
in der BRD sicherlich nicht erhöhen 
wird. 

Sosehr der Umweltpolitik damit ge­
dient ist, sie vom Image des Jobkillers 
dadurch zu befreien, indem man nach­
weist, daß sie auch positive Beschäfti­
gungseffekte haben kann, lenkt man 
die Diskussion damit in eine gefährli­
che Richtung, wo man dann nur mehr 
für eine umweltpolitische Strategie ar­
gumentieren kann, wenn der Beschäf­
tigungseffekt tatsächlich nachweisbar 
positiv ist. Ein Kapitel des vorgeschla­
genen umweltpolitischen Programms, 
das sich diesen Vorwurf nicht gefallen 
lassen muß, stellt der Exkurs über 
einen ökologischen Umbau der Land­
wirtschaft dar. Der Ausgangspunkt 
für die Investitionsprogramme ist das 
Resümee aus verschiedenen Schätz­
methoden zur Bewertung der ökologi­
schen Schäden in der BRD. Dabei 
ergibt sich, daß die jährlichen Um­
weltschäden im Bereich Luft 48 Mil­
liarden DM, im Bereich Gewässer 
17,6 Milliarden DM, im Bereich Boden 
5,2 Milliarden DM und durch Lärm 
32,7 Milliarden DM betragen. Vor die­
sem Hintergrund erscheint eine Inve­
stitionssumme von 52 Milliarden DM 
pro Jahr als angebracht. 

Bevor die Beschäftigungsprogram­
me für die vier Bereiche dargestellt 
werden, werden prinzipielle umwelt­
politische Forderungen erhoben: Eine 
S02- und eine NOx-Abgabe, weitgehen­
de Brennstoffentschwefelung, Tempo 
80/100 km/h im Straßenverkehr, eine 
N ovellierung der Abwasserabgabe, 
die Schaffung eines Fonds zur Altla­
stensanierung (nach Vorbild des "Su­
perfund" in den USA), Lärmabgaben 
und eine LKW-Abgabe. Das Investi­
tionsprogramm sieht für einen Zeit­
raum von fünf Jahren ein jährliches 
Volumen von 52 Milliarden DM vor, 
wodurch insgesamt ein Beschäfti­
gungsvolumen von 669.000 bis 675.000 

neuen oder gesicherten Arbeitsplät­
zen erreichbar sei. Obwohl sich die 
Memorandumsgruppe als Gegenpol 
zum Sachverständigenrat versteht, 
läßt auch sie bei der Berechnung der 
Wirkung von Staatsausgaben Sekun­
däreffekte (Multiplikatorwirkung) au­
ßer Ansatz, wodurch der Beschäfti­
gungseffekt unterschätzt wird. Die 
Summe von 52 Milliarden ist ein Brut­
tobetrag, dem der Ertrag aus Umwelt­
abgaben gegengerechnet werden 
könnte. Die Finanzierung des Pro­
gramms soll aber lt. Memorandums­
gruppe nicht aus Umweltabgaben er­
folgen, sondern aus folgenden Quel­
len, wo bei auf frühere Memoranden 
verwiesen wird: 
- Selbstfinanzierungseffekt; damit 

wird an die keynesianische Tradi­
tion der Budgetpolitik erinnert 

- Einführung einer Quellensteuer, 
Verbesserung des Steuereinzuges 

- Subventionsabbau bei ökologisch 
schädlichen und nicht beschäfti­
gungswirksamen Steuersubven­
tionen 

- Steuererhöhung für hohe Einkom­
men durch eine Sondersteuer und/ 
oder eine Erhöhung des Grenzsteu­
ersatzes 

- Verzicht auf die II. Stufe der Steuer­
reform 1988, die hauptsächlich hohe 
Einkommen begünstigt. 
Die Investitionssumme von 52 Mil­

liarden soll in den einzelnen Be­
reichen für folgende Maßnahmen ein­
gesetzt werden: 

- Luftreinhaltung (9,6 Milliarden): 
Umstellung von Kraftwerken, Fern­
wärmeausbau, Energieeinsparbera­
tung, Kredite und Zuschüsse an 
ausländische Luftverunreiniger, 
Forschung und Entwicklung 

- Gewässerschutz (5,7 Milliarden) : Öf­
fentliche Abwässerbeseitigung, Sa­
nierung von Altanlagen, Renaturie­
rung von Fließgewässern, Grund­
wasserschutz usw. 

- Bodenschutz (7, 7 Milliarden): Altla­
stensanierung, ein gesamtwirt­
schaftliches Abfall- und Recycling-
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konzept, Forschung und Entwick­
lung 

- Lärmbekämpfung (29,3 Milliarden): 
Kommunale Verkehrssanierung, 
Aus bau des öffentlichen N ahver­
kehrs, Straßenneubau sowie Rück­
bau von Straßen usw. 
Von den sehr pauschalen Beschrei­

bungen dieses Investitionsprogramms 
hebt sich - wie schon gesagt - der 
Exkurs über eine ökologische Land­
wirtschaftspolitik sehr positiv ab. Es 
wird dabei wiederum von den exter­
nen Kosten ausgegangen, die in der 
Landwirtschaft vor allem durch Ein­
satz von Düngemitteln entstehen und 
leicht abgeschätzt werden können 
durch den nötigen Aufwand, um das 
verunreinigte Wasser wieder zu säu­
bern. Die jährlichen Kosten werden 
mit 4,5 Milliarden DM beziffert. Die 
Alternative wird im ökologischen 
Landbau gesehen, wobei die prinzi­
pielle Machbarkeit durch die Existenz 
von Alternativbetrieben nachgewie­
sen sei. Die Erfahrungen mit diesen 
Betrieben zeigten folgendes : Der Er­
trag ist im Durchschnitt um ein Drittel 
geringer, das allein müßte aber nicht 
im gleichen Ausmaß den Gewinn 
schmälern, da die Konsumenten für 
höhere Qualität einen höheren Preis 
zu zahlen bereit sind. Der eigentliche 
Grund, warum der Gewinn der Alter­
nativbetriebe geringer ist, liegt in der 
wesentlich höheren Arbeitsintensität 
dieser Produktionsweise. Das aller­
dings kann auch positiv als Beschäfti­
gungseffekt gedeutet werden; der läge 
bei Umstieg auf den ökologischen 
Landbau "realistisch geschätzt" bei 
1 00.000 Arbeitsplätzen, wovon der 
Verlust von 1 2.000 Arbeitsplätzen in 
der Chemischen Industrie aufgrund 
geringeren Düngemitteleinsatzes ab­
gezogen werden müßte. Daß die deut­
schen Gewerkschaften den Umstieg 
auf den ökologischen Landbau unter 
diesen Bedingungen (Verlust von 
1 2.000 Chemiearbeitern, die traditio­
nellerweise gut gewerkschaftlich or­
ganisiert sind, jedenfalls besser als die 
Landarbeiter) zu unterstützen bereit 
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sind, ist ein Zeichen für die hohe um­
weltpolitische Verantwortung und Er­
neuerungsfähigkeit der deutschen Ge­
werkschaftsbewegung. 

Die Beschäftigungseffekte der Ar­
beitszeitverkürzung (35-Stunden-Wo­
che bei vollem Lohn- und Gehaltsaus­
gleich), der zweiten zentralen Forde­
rung des Memorandums, werden für 
den pessimistischen Fall eines nur 
50prozentigen Beschäftigungseffektes 
noch immer mit 1 ,27 Millionen Ar­
beitsplätzen geschätzt. Allein diese 
Maßnahme wäre daher schon geeig­
net, die Arbeitslosenrate auf ca. 
3,8 Prozent zu senken. Im weiteren 
werden Gegenargumente gegen die 
Beschäftigungswirkung einer AZV zu 
entkräften versucht, und es wird ge­
zeigt, daß auch die Arbeitszeitverkür­
zungen der letzten Jahre einen hohen 
Beschäftigungseffekt hatten. Die 
Wettbewerbsfähigkeit wird nach An­
sicht der Memorandumsgruppe durch 
Einführung einer AZV deswegen 
nicht beeinträchtigt, weil die Nachfra­
ge nach deutschen Exporten relativ 
preisunelastisch sei. Der Leser, der bei 
diesem Kapitel eine makroökonomi­
sche Analyse vermißt, wird auf eine 
Studie des Wissenschaftszentrums 
Berlin verwiesen. 

Als weitere Vorschläge scheinen 
auf: eine Mindestsicherung bei Ar­
beitslosigkeit, die das Arbeitslosen­
geld, die Notstandshilfe und die So­
zialhilfe beträfe und einerseits die 
Ausgrenzung von Langzeitarbeitslo­
sen nicht mehr zuließe, andererseits 
die Massenkautkraft stärken würde. 

Zur Lösung der Krise in der Stahlin­
dustrie und als Alternative zum Ab­
bau der Kapazitäten wird die "Verge­
sellschaftung" vorgeschlagen. Da­
durch soll "mittelfristig der Stahlab­
satz stabilisiert werden". Die Argu­
mentation für diesen Vorschlag ist 
nicht sehr überzeugend, die Prognose 
der EG zum Stahlmarkt wird zwar 
dargestellt, es werden daraus aber of­
fensichtlich keine Konsequenzen ge­
zogen. Daß die gesamtwirtschaftli­
chen Kosten der Erhaltung der Stahl-



standorte durch Subvention immer 
geringer sein werden als jede Alterna­
tive, ist ebenfalls nicht glaubwürdig. 
Das hängt erstens von der Alternative 
ab, wobei das Schaffen von Ersatzar­
beitsplätzen und die Einführung der 
35-Stunden-Woche ohnehin auch ge­
nannt werden und berücksichtigt 
zweitens nicht die externen Kosten 
der Stahlproduktion, des größten in­
dustriellen Energieverbrauchers. Das 
ist allerdings insofern konsistent in 
der Logik des Memorandums, als sich 

das Beschäftigungsprogramm "Luft­
reinhaltung" nur auf den Kraftwerk­
sektor bezieht und nicht auch auf die 
Industrie. 

Beendet wird das Memorandum '87 
durch ein Kapitel über verschiedene 
Ausstiegsszenarien aus der Kernener­
gie, was für den Österreichischen Le­
ser weniger interessant ist, da oben­
drein das Österreichische Ausstiegs­
modell nicht dargestellt wird. 

Kurt Kratena 
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